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des erreichten wissenschaftlich-technischen Niveaus und der 
Produktionswirksamkeit abgeschlossener und übergeleiteter 
Ergebnisse erbracht werden muß.

•
Um das qualitative Niveau aller Erzeugnisse durchgängig 
zu erhöhen und zu sichern, ergingen die VO über die Ent­
wicklung und Sicherung der Qualität der Erzeugnisse vom
1. Dezember 1983 (GBl. I Nr. 37 S. 405) sowie die 1. DB dazu 
— Erzeugnisanmeldung — vom 1. Dezember 1983 (GBL I Nr. 37
S. 412) und die 2. DB dazu — Staatliche gestalterische Quali­
tätskontrolle — vom 1. Dezember 1983 (GBL I Nr. 37 S. 416). 
Die VO enthält die Aufgaben, Rechte und Pflichten für die 
Planung und Realisierung der Qualitätsentwicklung und -Si­
cherung für industrielle Erzeugnisse und materielle Leistun­
gen industrieller Art sowie zur staatlichen Qualitätskontrolle. 
Damit soll insbesondere der Anteil weltmarktfähiger Spit­
zenerzeugnisse entscheidend erhöht und eine hohe Qualität 
aller Erzeugnisse — insbesondere durch eine fehlerfreie Pro­
duktion — erreicht und somit ein günstigeres Verhältnis von 
Aufwand und Ergebnis ermöglicht werden. Diese Bestim­
mungen schließen sich an die Regelungen zur Vervollkomm­
nung der Leitung und Planung der wirtschaftlichen Rech­
nungsführung an.

Die VO regelt neben den Aufgaben der Kombinate und 
Betriebe die Aufgaben der Ministerien und enthält alle not­
wendigen Vorschriften für die Arbeit des Amtes für Stan­
dardisierung, Meßwesen und Warenprüfung (ASMW) und des 
Amtes für industrielle Formgestaltung zur Qualitätsentwick­
lung und -Sicherung.

Neu bestimmt wurde die Stellung der Technischen Kon­
trollorganisation (TKO) in den Kombinaten und Betrieben. 
Sie ist nunmehr das Kontrollorgan der Leiter für die Or­
ganisation der Qualitätsarbeit und ihnen direkt unterstellt.

Neu ist auch, daß in den zentralgeleiteten Kombinaten 
zur Kontrolle der Durchsetzung der staatlichen Qualitäts­
politik staatliche Qualitätsinspektionen des ASMW arbei­
ten. Sie haben die staatlichen Qualitätsforderungen bei der 
Leitung, Planung und Durchführung der wissenschaftlich- 
technischen Arbeit und der Produktion bis zum Absatz durch­
zusetzen. Die • Leiter der Inspektionen sind u. a. dazu berech­
tigt, Inspektionen durchzuführen, Auflagen zu erteilen und 
Produktionssperren auszusprechen.

Das ASMW und das Amt für industrielle Formgestaltung 
können Auflagen erteilen, um die Qualitätssicherung zu ge­
währleisten.

Das ASMW ist auch berechtigt, Gewinnabschläge festzule­
gen, wenn z. B. nicht standardgerecht produziert wurde und 
die Anforderungen für das Gütezeichen nicht erreicht wur­
den oder das Gütezeichen aberkannt wurde. Es kann auch 
Herstellerbetriebe von Konsumgütem verpflichten, Zusatz­
garantie gemäß § 150 ZGB zu gewähren.

Die VO sieht Ordnungsstrafen gegen Leiter vor, um die 
Durchsetzung von Auflagen, eine muster- und standardge­
rechte Produktion, die ordnungsgemäße Anmeldung von Er­
zeugnissen und deren Zulassung zur Produktion sichern zu 
helfen.

*
Eine Folgeregelung zum Patentgesetz**1 ist die АО über die 
Verfahren vor dem Amt für Erfindungs- and Patentwesen 
zur Sicherung des Rechtsschatzes für Erfindungen vom 10. No­
vember 1983 (GBL 1 Nr. 34 S. 331). Für das Verfahren vor 
dem Patentamt finden — soweit in der АО nichts anderes be­
stimmt ist — die in der ZPO getroffenen Festlegungen z. B. 
über die Prozeßparteien und ihre Vertretung (§ 9), die vor­
bereitenden Maßnahmen des Vorsitzenden (§§ 32 f.), die Be­
weiserhebung und Beweismittel (§§ 52 f.), die Aufrechter­
haltung der Ordnung (§ 68) sowie über die Gründe für die 
Ausschließung von Richtern und Schöffen von der Mitwir­
kung an der Verhandlung (§§ 73 ff.) entsprechende Anwen­
dung.

Die АО droht demjenigen eine Ordnungsstrafe von 10 bis 
500 M an, der als Leiter eines sozialistischen Betriebes oder 
als Leiter eines Büros für Schutzrechte vorsätzlich Patente 
mit unvollständigen oder nicht den gesetzlichen Erforder­
nissen entsprechenden Unterlagen einreicht, obwohl er vom 
Ratentamt dazu aufgefordert war, oder andere Pflichten aus 
der АО nicht oder nicht ordnungsgemäß erfüllt

•
Die weitere Verwirklichung des Wohnungsbauprogramms in 
seiner Einheit von Neubau, Modernisierung und Erhaltung 
der vorhandenen Wohnbausubstanz erfordert umfassende 
Veränderungen in den Bauprozessen. Mit dem Erlaß von vier 
Rechtsvorschriften werden weitere Schritte zur Erhöhung des 
Niveaus der staatlichen Leitung bei der Modernisierung und

Instandsetzung und der weiteren Senkung des Produktions­
verbrauchs vollzogen.

Die АО über die Aufgaben und die Arbeitsweise der 
Hanptanftraggeber komplexer Wohnungsbau vom 19. Septem­
ber 1983 (GBL11 Nr. 28 S. 269) legt erstmals in einer geschlos­
senen einheitlichen Regelung die staatliche Verantwortung 
der Hauptauftraggeber komplexer Wohnungsbau fest; mit 
ihr werden grundlegende Bestimmungen über seine Stellung 
in der Volkswirtschaft erlassen.

Die Hauptauftraggeber komplexer Wohnungsbau sind im 
Auftrag der örtlichen Räte und auf der Grundlage von Ver­
trägen mit den Auftraggebern*! tätig. Ihnen obliegt die Vor­
bereitung und Durchführung von Neubauvorhaben sowie von 
Rekonstruktions-, Modernisierungs- und Instandsetzungsmaß­
nahmen des komplexen Wohnungsbaus. Bei der Festlegung 
der Verantwortung der Hauptauftraggeber wurde berücksich­
tigt, daß künftig die Maßnahmen der Modernisierung, Re­
konstruktion und Instandhaltung der vorhandenen Bausub- 
stanz einen wachsenden Anteil bei der Realisierung des Woh­
nungsbauprogramme haben und zum Teil eng mit Neubau­
vorhaben zur Lückenschließung im innerstädtischen Bereich 
verknüpft sein werden. Die АО bestimmt, daß die Durch­
führung solcher Baumaßnahmen an einem Standort von 
einem Hauptauftraggeber zu übernehmen ist.

Der Hauptauftraggeber ist eine staatliche Einrichtung und 
Haushaltsorganisation. Er untersteht dem örtlichen Rat und 
ist juristische Person. Soweit bestehende Hauptauftraggeber 
als VEB organisiert sind, kann auf Beschluß des örtlichen 
Rates diese Organisationsform beibehalten werden. Neue 
Hauptauftraggeber werden als staatliche Einrichtungen ge­
bildet.

Mit der АО über die Vergütung für die Generalauftrag­
nehmertätigkeit bei der Durchführung von Maßnahmen der 
Modernisierung, Instandsetzung und Schließung von Bau­
lücken in Berlin, Hauptstadt der DDR, vom 20. Oktober 1983 
(GBL I Nr. 31 S. 306) wird berücksichtigt, daß die in der 
Hauptstadt tätigen Baukombinate und -betriebe im zuneh­
menden Umfang für Aufgaben als Generalauftragnehmer bei 
komplexen Maßnahmen der Modernisierung und Instandhal­
tung eingesetzt werden. Das betrifft sowohl Kombinate und 
Betriebe aus den Bezirken der DDR als auch aus Berlin, 
Hauptstadt der DDR. Für diese Aufgaben war eine Vergü­
tung bisher nicht geregelt*2

Entsprechend der Aufgabenstellung, das Wohnungsbau­
programm mit wesentlich günstigerem Verhältnis von Auf­
wand und Nutzen durchzuführen*3, ist die АО über die Ge­
winnung und Wiederverwendung gebrauchter Baumateria­
lien vom 3. November 1983 (GBL I Nr. 31 S. 307) insbesondere 
darauf gerichtet, durch eine verstärkte Wiederverwendung 
der bei der Erhaltung, Modernisierung, Rekonstruktion und 
beim Abriß von Bauwerken anfallenden Baumaterialien zur 
weiteren Senkung des Produktionsverbrauchs beizutragen. 
Alle Baubetriebe sind verpflichtet brauchbare Baumateria­
lien für die Wiederverwendung zu gewinnen, aufzuarbeiten 
und zu regenerieren.

Die gewonnenen Baumaterialien sind in erster Linie am 
gleichen Objekt zu verwenden. Soweit das nicht möglich ist, 
sind sie an Betriebe der Wohnungswirtschaft, sozialistische 
Wohnungsbaugenossenschaften oder Betriebe mit Werkwoh- 
nungen bzw. an festgelegte Handelsbetriebe zu verkaufen.

Historisch wertvolle Baumaterialien sind vor Wiederver­
wendung an anderen Objekten den zuständigen VEBs Denk­
malpflege anzubieten, damit sie an denkmalgeschützten Ob­
jekten eingesetzt werden können.

Gebrauchte Baumaterialien können, wenn sie von den 
genannten Betrieben und Genossenschaften nicht benötigt 
werden, auch an Bürger verkauft werden. Dieser Verkauf 
erfolgt ausschließlich vom Lager des Baubetriebes. Gebrauch­
te Baumaterialien werden an Bürger zum Zeitwert verkauft, 
der sich aus dem Einzelhandelspreis für gleiche oder ver­
gleichbare neue Baumaterialien abzüglich der eingetretenen 
Wertminderung ergibt.

•

Auf dem X. Parteitag der SED wurde festgestellt, daß die 
volkswirtschaftliche Bedeutung der Atomenergie in der DDR 
weiter zunehmen wird.14 Dieser Entwicklung entspricht * 11

10 VgL F. JonMscäi, a. a. O., S. 21 ff., insbes. S. 23.
11 Vgl. hierzu E. Schmldt/H. Tarnick, „Wahrnehmung von Aufgaben 

für Bürger bei der Vorbereitung und Durchführung von Baulei­
stungen-, NJ 1978, Heft 10, S. 423 ff.

12 VgL die Gesetzgebungsübersicht ln NJ 1980, Heft 8, S. 358.
13 Vgl. W. Felfe, a. a. O., S. 24.
14 VgL „Große Fortschritte friedlicher Nutzung der Kernenergie" 

(G. Sitzlach zur Begründung des Atomenergiegesetzes), ND vom 
9. Dezember 1903, S. L


